
28. c. z o4

Beilage Nr. I212001
PrZ 319/01-MDBLTG

Stand: 14.5.2001

3. S 2 wird folgender Abs. 21 angefügt:

"(21) Regelwerke sind europäische technische Spezifikationen im Sinne der Rich inie des
Rates vom 21. Dezembet 1988, 89/106/EWG, über die Angteichung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften der Mitglledstaaten über Bauprodukte, Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften Nr. L 40 vom '11. Februar 1989, S. 12, in der Fassung der Richfl inie
93/68/EWG, Amtsblatt der Europäischen cemeinschaften Nr. L 220 vom 30. August 1993,
S. '1 (im Folgenden kurz "Bauprodukterichtl inie" genannt) sowie nationale technische Be-
stjmmungen der Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum,
wie z.B. technische Normen, technische Richll inien oder Verwendungsgrundsätze des ös-
terreichischen Institutes für Bautechnik, wenn diese in den Baustofflisten nach S 19a Abs. .1
oder nach S 21 Abs. 3 angeführt sind."

4. Der V. Abschnitt ehält die Ubercchift:

,V. ABSCHNITT
Osterrelchische technische Zulassung und österreichisches Einbauzeichen.

N T W U R F

Gesetz, mit dem das Wiener Bauprodukten- und Akkreditierungsg€setz geändert wird
(WBAG-Novelle 2001) ICELEX-Nr. 39SLOO34 und 3ggLOO4Bl

Der Wiener Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Gesetz über Bauprodukte und die Akkreditierung von prüf-, überwachungs- und Zertifi-
zierungsstellen für Bauprodukte in Wien (Wiener Bauprodukten- und Akkreditierungsgesetz -
WBAG), LGBI. für Wien Nr. 30/1996, wird geändert wie fotgt:

1. Der Kuztitel des cesetzes taulet..

"(Wiener Bauprodukte- und Akkredttierungsgesetz -WBAG)',

2. S 1 wird folgender Abs. 3 angefirgt:

"(3) Auf Bauprodukte, für dje keine europäischen technischen Spezifikationen vorliegen,
sind - unbeschadet des nach S18 zulässigen Sonderverfahrens - die Bestrmmunqen oes
V. Abschnittes anzuwenden."
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5. Nach S 19 weden firbende 9S t98 öris tgg samt jeweitiget übeßchtflt o,tgeftrgi.

Baustoffliste öA

S 19a. (1) Für Bauprodukte, die in Serie oder serienähnlich hergestellt werden und für die
europäische technische Spezjlikationen nicht vorliegen, wird auf Grund der Vereinbarung
gemäß Art- l5a B-VG über die Regelung der Verwendbarkeit von Bauprodukten, LGBI. für
Wien Nr. 32y'1999, das Osterreichische Institut für Bautechnik ermächtigt, die Bausbmiste
OA nach Maßgabe des Abs. 2 durch Verordnung festzutegen. Das österreichische Institut
für Bautechnik hat vor der Festlegung der Verordnung die Wirtschaftskammer österreich
anzuhören und vor der Erlassung der Baustoffliste öA die Zustimmung der Wienef Landes-
regierung einzuholen. Die Baustoffliste öA ist vom österreichischen Institut für Bautechnik in
seinem l\4itteilungsblatt kundzumachen: ein Hinweis auf djese Kundmachunq ist zusätzlich
im Amtsblatt der Stadt Wien einzuschalten.

(2) In der Baustoffliste öA sind für die einzelnen BauDrodukte die von ihnen zu erftllel|.
den nationalen Regelwerke sowie der zu erbringende übereinstimmungsnachweis (S lgb
Abs. 1) festzulegen. In der Baustoffliste ÖA können, bezogen auf die einzelnen Bauproduk-
te. festgelegt werden:

a) Verwendungszweck,
b) Klassen und Stufen.
c) Geltungsdauer des Übereinstimmungsnachweises,
d) lr,laßnahmen nach S 19b Abs. 2 lit. b oder c,
e) Bestimmung, dass ein Übereinsljmmungszeugnis nur von einer Zulassungs- oder Zer-

tifizierungsstelle einer Vertragspartei der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die
Regelung der Verwendbarkeit von Bauprodukten, LGBI. für Wjen Nr. 3211999, ausge-
stellt werden darf.

(iberolnstlmmungsnachweis

S 19b. (1) Die Übereinslimmung des Bauproduktes mit dem zu erfüllenden Regelwerk ist
nach Maßgabe der Baustoffliste OA durch

a) eine Ubereinstjmmungserklärung des Herstellers (S 19c) odef
b) ein Ubereinstimmungszeugnis einer hiefür ermächtigten Stelle (S '19d) nachzuweisen.

(2) In der Baustofiliste OA ist unbeschadet der Bestimmungen des lür den Baustoff maß-
geblichen Regelwerkes unter Berücksichtigung der Sicherheit oder der Besonderheiten des
Produktionsverfahrens festzulegen:

a) Art des Ubereinstimmungsnachweises (Abs. '1),

b) gegebenenfalls das Erfordernis einer Erstprüfung des Bauprodukles durch eine hietur
akkreditierte Stelle,

c) gegebenenfalls das Erfordernis der Überwachung der werkseigenen Produktionskon-
trolle durch eine hiefür akkreditierte Stelle.



(3) Der in der Baustoffliste öA verlangte übereinstimmungsnachweis ist nach Wiener
Rechtsvorschriften zu erbringen, wenn sich

a) der Unternehmenssitz des Herstellers oder seines bevollmächtigten Vertreters, der die
Übereinstimmungserklärung abgibt, oder

b) der Sitz der ermächtigten Stelle, die das übereinstimmungszeugnis ausstellt,
in Wien befindet.

(4) In jedem Fall muss durch eine werkseigene produktionskontrolle eine gleichbleibende
Qualität des Bauproduktes sichergestellt sein.

(5) Für ausländische Bauprodukte aus einem Mitgliedstaat der EU oder einem sonstigen
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ist auf Antrag das
Sonderverfahren gemäß Art. 16 und Art. 17 der Bauprodukterich inie (89/106/EWG) sinn-
gemäß anzuwenden. Ein derartiges Sonderverfahren ist vom österreichischen Institut für
Bautechnik durchzuführen.

Ubereinstimmungserklärung des Herstellers

5 19c. (1) Eine übereinstimmungserklärung gemäß S 19b Abs. 1 l it. a darf von einem
Hersteller nur dann abgegeben werden, wenn dies in der Baustoffliste öA vorgesehen ist
und wenn das Bauprodukt mit den Bestimmungen der Baustoffliste öA übereinstimmt sowie
die Anforderungen diese Gesehes und der Vereinbarung gemäß Art. 'l5a B-VG über die
Regelung der Verwendbarkeit von Bauprodukten, LGBt. für Wien Nr. 32/1999, erfü t werden.

(2) Weicht ein Bauprodukt mehr als nur unwesentlich von den Bestimmungen der Bau-
stoffl iste OA ab, so darf der Hersteller die übereinstimmungserklärung nur dann abgeben,
wenn ein Gutachten des Osterreichischen lnstitutes für Bautechnik vorlieqt. dass das Bau-
produkt verwendbar ist.

(3) Auch in sonstigen Belangen wird das Osterreichische Institut für Bautechnik mit der
Aufgabe der Überprüfung der Richtigkeit der übereinstimmungserklärung betraut.

Übereinstimmungszeugnis

S'19d. Ein Ubereinstimmungszeugnis gemäß g 19b Abs. 1 l it. b ist von einer hiefür er-
mächtagten Stelle (S 19e) zu erteilen,

a) wenn dies fü. das Bauprodukt in der Baustoffliste OA vorgesehen ist und das Baupro-
dukt mit den Bestimmungen der Baustomiste ÖA überernstimmt sowre die Anforderun-
gen der Vereinbarung erfüllt werden, oder

b) bei Bauprodukten, die mehr als unwesentlich von den Bestimmungen der Baustoff-
liste ÖA abweichen. wenn ein Gutachten des Östeneichischen Institutes für Bautech,
nik vorliegt, dass das Bauprodukt verwendbar ist.



Ermächligte Stelten

S.19e. (1) ZurAusstellung von übereinstimmungszeugnissen sind ermächtigt:
a) Zulassungsstellen und Zertifizierungsstellen der Vertragsparteien der Vereinbanng

gemäß Art. 'l5a B-VG über die Regelung der VeMendbarieit von Bauprodukten, LGBi
für Wien Nr. 3211999,

b) Stellen, die nach den Abs. 2 bis 4 hiefür ermächtigt sind, wobei prüf_ und überwa-
chungsstellen nicht ermächtjgte Stellen sejn dürfen.

(2) Mit der Aufgabe, Stellen zur Ausste ung von übereinstrmmungszeugntssen zu er_mächtigen, wird das österreichische Institut für Bautechnik betraut. Eine Ermächtigung ist
unter der Voraussetzung zulässig, dass die jeweilige Stelle

a) über einen verantwor ichen Lejter sowie ausreichendes sonstiges personal verfügt, diepersönlich zuverlässig sind und die die zur Erfüllung ihrer Auigaben notwendige Aus-
bildung, Schulung und technische Erfahrung, insbesändere Sp;zialkenntnisse auf dem
Gebiet der Materialtechnologie, der produktion der zu beurteilenden Bauprodukte, de_
ren Eigens€haften sowie mehrjährige Tätigkeit auf dem cebiet der eualitätssjcherung

. sowie der Güteüberwachung für den angestrebten Ermächtigungsbereich, besitzen,
b) einschließrich ihres personals ffei von jedem kommezie||en, finlnziefien und anderen

Einfluss ist, der ihre Unparteil ichkeit in Zweifelziehen könnte,
c) über die erforderlichen Räumtichkeiten und Einrichtungen für die ordnungsgemäße
.. -DurchJührung der übertragenen Tätjgkeiten verfügt und

d) ihren Sitz in Wien hat.

, 
(3) Die Ermächtigung erfolgt aufgrund ejnes schriftlichen Antrages durch Bescheid. Der

Antrag muss alle Informationen beinhalten, die zur überprüfung dJr Ertüllung der in Abs. 2
angeführten Voraussetzungen notwendig sind, insbesondere ;uch die Angabe Jener Bau_produkte, fü. die die Ermächtigung beantragt wird. Die Ermächtigung kann unter der Vor_
schreibung von Auflagen und Bedjngungen erleilt werden; ste ist;ewäiis aut längstens fünf
Jahre zu befristen. lm Bescheid ist festzulegen, für welche Bauprodukte die Ste e zur Aus-
stellung der Uberejnslimmungszeugnisse ermächtigt ist. lm Verfahren zur Ermächtigung sind
die Ergebnisse eines Akkreditierungsverfahrens ars zertifizierungsstele nach bundesrechfli-
chen Vorschriften anzuerkennen, wenn Gleichwertigkeit besteht.

(4) sämtliche Kosten für das Ermächtigungsverfahren des österreichischen Instrtutes für
Bautechnik hat der Antragsleller unabhängig vom Ausgang des Verfahrens zu tragen_ Dje
Kosten sind vom österreichischen Institut für Bautechnii mii Bescheid vozuscnreiben.

(5) Mit der Aufsicht über die nach den Abs. 2 bis 4 zur Ausstellung von Uberejnstim_
mungszeugnissen ermächtigten stellen wrrd das österreichrsche Institut für Bautechnik be-
traut. Bei Vorliegen wichtiger G.ünde, wie insbesonde.e Strafanzeigen, Beschwerden oder
ernes begründeten Verdachtes des Wegfalls einer Voraussetzung zur Ermächtjgung, kann
das Osterreichische Institut für Bautechnik dje ermächtigte Stelle prüfen und, wenn die ü_
bertragenen Aufgaben njcht ordnungsgemäß erfüllt werden, die Ermächtigung abändern
oder widerrufen. Ergibt das überprüfungsverfahren die Notwendtgkeit einer Abänderung
oder Entziehung der Ermächtigung, so sind die Kosten für diese; Verfahren von der er_
mächtigten Stelle zu tragen.

(6) Die ermächtigte Stelle hat dem österreichischen Instjtut für Bautechnjk jeweits bis
spätestens zum 31. Mäz einen Geschäftsbericht über das abgelaufene Kalenderjahr vor2u_
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legen. Darin sind alle im Berichtsjahr ausgestellten übereinstimmungszeugnisse unter An_
gabe des Antragstellers, des Bauproduktes, des Herstellers und der Geltungsdauer aufzu_
listen und weiter die Dauer der durchgeführten Verfahren anzugeben. Außerdem ist der.je_
weils geltende Entgeltstarif dem österreichischen Institut für Bautechnik vorzuleoen

Verfahren zur Ausstellung des übereinstimmungszeugnisses

S 19f. (1) Die ermächtigte Stelle hat aufgrund eines Antrages und auf Basis der erforderli_
chen Unterlagen, insbesondere der prützeugnisse bzw. überwachungsberjchte, die Erfül-
lung der Anforderungen dieses Gesetzes sowie die übereinstimmung des Bauproduktes mit
den Bestimmungen der Baustoffliste öA zu prüfen.

(2) Ergibt die Prüfung nach Abs. 1 die übereinstimmung mit den Bestimmungen der Bau_
stoffliste OA oder eine nur unwesenfliche Abweichung, so hat die ermächtigte Stelle hierüber
das Ubereinstimmungszeugnis auszustellen. Djeses Zeugnis berechtigt den Hersteller zur
Anbringung des Einbauzeichens (S 19g).

(3) Ergjbt die Prüfung nach Abs. .1, dass das jeweilige Bauprodukt menr als nur unwe_
sentlich von den Bestimmungen der Baustoffliste öA abweicht, so darf ein übereinstim_
mungszeugnis nur dann ausgestellt werden, wenn ein dje Verwendbarkeit nachweisendes
Gutachten des Osterreichischen Institutes für Bautechnik (S i9d lit. b) vorliegt. Anderenfalls
ist dem Antragsteller formlos matzuteilen, dass kein übereinstimmungszeugnis ausgeslellt
werden kann, und ihm zugleich Gelegenheit zu geben, binnen einer aigemessenen festzu-
setzenden Frist Slellung zu nehmen bzw. ergänzende Unterlagen vorzulegen.

. Einbauzeichen üA

S 199. ( ' l) Hat ein Herstelter für ein Bauprodukt eine übereinstimmungserktärung (S .l9c)
abgegeben oder ein Ljbereinstimmungszeugnis ausgestellt erhalten (S 19d), so ist er be-
rechtigt, zur Kennzeichnung seines Bauproduktes das Einbauzeichen üA entsprechend der
Anlage am Bauprodukt selbst, seiner Verpackung oder den Begleitpapieren anzubringen.

(2) Ein Bauprodukt, das das Einbauzeichen üA trägt, hat die widertegbare Vermutung für
sich, dass es nach S 21a und den Bestimmungen der Vereinbarung gemäß Art. 15a B_VG
über die Regelung der Verwendbarkeit von Bauprodukten, LGBI. für Wien Nr. 32li999, ver-
wendbar ist.

(3) Nähere Bestimmungen zum Einbauzeichen enthält die Anlage."

6. Dem S 20 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

"Ebenso werden Ubereinstimmungszeugnisse (S 19b Abs. 1 lit. b). die nach den Rechtsvor-
schriften einer Vertragspartei der Vereinbarung gemäß Art. 1Sa B-VG über die Regetung der
Verwendbarkeit von Bauprodukten, LGBI. für Wien Nr. 32l1999, ausgeste t wurden, in Wien
anerkannt."
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7. Nach S 2,t wird fotgender S 21a samt übeßchrift eingefügt:

,,Verwendbarkeit 
von BauDrodukten

s 2ra. (1) Bauprodukte, die in der Baustoffliste öA (s 19a) angeführt sind, dürfen in wien- unbeschadet des nach S iB zulässigen Sonderverfahiäns _ nu,. i"*"nJJ *"ro"n, *"nna) sie dem für sie geltenden und h der Baustoffljste öl Oet<annt gemacnten Regelwerkentsprechen oder nur unwesenllich davon abweichen, oder
b) ein Gutachten des östereichischen Institutes für Bautechnik gemäß S 19c Abs. 2oder S 19d tit. b dre Verwendbarkeit bestätiot
und sie das Einbauzeichen üA gemäß S 199 tiagen.

(2) Bauprodukte, die njcht in der Baustoffliste öA angeführt sind, dürfen in Wien - unbe-schadet des-nach s 
'r8 zurässigen sonderverfahrens - värweno.t weroen, *enn ore" rm gin_

klang mit S 97 der Bauordnung für Wien steht.

(3) Bauprodukte, für die europäische technische Spezifikationen vorliegen, dürfen in WienveMendet werden, wenn
a) sie,einer harmonisierten europäischen Norm oder einer anerkannten narronaren Normund den in der Baustoffl iste öE (Abs.4) kundgemachten Leistungsanforderungen undVeru-endungsbestimmungen der Vertragspadejen der Vereinbairig g"raa Art. fS" A_v^c.über die Regerung der verwendbärkeit von Bauprodukten, iögt. ti,, wiun r.lr.32y1999, entsprechen oder nur unwesenflich davon abweichen, oder
b) eine gültige europäische technische Zulassung für sie vorliegt und sie den für sie gel_tenden Leistungsanforderungen oder Verwendungsbestimmringen de; genannten Ver_tragsparteien entsprechen
und sie das CE-Kennzeichen tragen.

(4) Das Österreichische lnstjtut für Bautechnik wird auf crund der Vereinbarung gemäßArl..15a B-VG über dre Regelung der Verwendbarkeit von aauprodukten, L-Cat. lür Wien Nr.Jzl rvvg, ermachtrgt, die Baustoffl iste OE nach Maßgabe des Abs. S durch Verordnung fest-zuiegen. Das Osterreichische Institut für BautechnjLhat vor der Festegung der Verordnung
die Wi(schaftskammer österreich anzuhören und vor der Erlassung de; B;stoffliste OE diezustimmung der wiener Landesregierung einzuhoren. Die Baustoftisre öE rst nach vodie-gen der Voraussetzungen der Verejnba.ung gemäß Art. j5a B-VG über die Regelung derverwendbarkeit von Bauprodukten, LGB|. für wien Nr. 3211999, vom österreichischen rn-stitut füf Bautechnik in seinem Mitteilungsblatt kundzumachen; ein Hinweis auf diese Kund_machung ist zusätzlich jm Amtsblatt der Stadt Wien einzuschalten.

(5) In der Baustoffliste öE sind für dje einzelnen Bauprodukte die von ihnen zu erfüllen-den europäischen technischen spezifikationen bekannt zu machen, wenn sorche für die ent-sprechenden Bauprodukte vorliegen. In der Baustoffliste OE können, bezogen auf die ein_zelnen Bauprodukte, festgelegt werden.
a) Verwendungszweck,
b) zu erfüllende Klassen und Leistungsstufen, die in der betreffenden europäischen tech_

nischen Spezilikation, jn den Grundlagendokumenten, in einer Zulassungstejflinie oder
in anderen Vorschriften zur Umsetzung von Richflinien der Europäischen Gemein_
schaft enthalten sind, dies allenfalls in Abhängigkeit vom Verwendungszweck oder
von geografischen, kljmatischen und jebensgewohnhei ichen Bedjngungen entspre_



b
chend den Bestimmungen der Vertragsparteien der Vereinbarung gemäß Art. .l5a B_VG über die Regelung der VeMendbarkeit von Bauprodukten,-f"Ogt. iUr Wien Nr.
32/1999,

c) Leistungsanforderungen und Verwendungsbestimmungen der genannten Vertrags_parteien in Zusammenhang mit Vorschriften, die außerhalb des Anwendungsbereichls
der Bauproduktenrichfl inie lieqen.,'

8. Dem S 22 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

"Gleiches gilt für Bauprodukte, für die das Einbauzeichen üA unberechtigterwerse verwendet

9. S23Äbs- l Z4tautet:

"4. entgegen S 22 Abs. 1 bis 3 Bauprodukte mit unberecfitigterweise angebrachter CE_
K€nnzeichnung, ohne die geforderte CE-Kennzeichnung, Kon?ormitätserktjrung des Her_
stellers oder Konformitätszertjflkat oder trotz l\4ängelfestslellung in Verkehr bflngt oder nicht
aus dem l\rarkt zurückzieht bzw_ entgegen S 22 Abs. .l Bauprodukte mit unberechtigterweise
verwendetem Einbauzeichen üA trotz Mängelfeststellung in Verkehr bringt oder nicht aus
dem Markt nimmt."

10. S 23 Abs. 2 tautet:

"(2) Die Verwaltungsübertretungen sind vom Magistrat
a) in den Fällen des Abs. .1 Z t und 2 mit einer cetdstrafe bis 3 5OO Euro,
b) in den Fällen des Abs. 1 Z 3 mit einer celdstrate bis 14 OOO Euro und
c) in den Fällen des Abs. ' j  Z 4 mjt ejner cetdslrafe bis 2.j 000 Euro

zu bestrafen. Für den Fall der Uneinbringlichkeit sind Ersatzfreiheitsstrafen zu a) bis zu einer
Woche, zu b) bis zu vier Wochen und zu c) bis zu sechs Wochen zu verhänqen.,,

11. Dem Gesetz wird folgende Antage beigefügt:

"Anlage

zu S tgg Abs. I und 3

l. Einbauzeichen ÜA:

Das Einbauzeichen UA nach S 199 besteht aus einem Bildzeichen, das aus den Buchstaben"U" und "A" als Abküzungen für die Worte ',übereinstimmung" und "Austria" gebildet wird
und ferner folgende Angaben zu enthalten hat:



'1. Die Kuzbezeichnung des übereinstimmungsnachwejses in Form einer Buchstaben_Zahlen-Kombination, bes-tehend aus

a) den Buchstaben Z, E oder H für die Art des Nachweises, und zwar

a 
II-T_Y!:l"ll:l'lmungszeugnis einer Zutassungs- oder Zertitizierungssre[e einervenragspanet der Vereinbarung gemäß Art. 1Sa B_VG über die Regelung der Ver_wendbarkeit von Bauprodukten, LGBI. für Wjen Nr. 32.1999,

E für ein.^ubereinstimmungszeugnis einer vom österreichischen Institut für Bautech-nik (OtB) ermächtigten Stejle.

H für eine übereinstimmungserklärung des Herstefiers;

b) der ldentifikationsnummer des Bauproduktes, die der für dieses Bauprodukt in derBaustoffliste öA vorgesehenen Nummer enlsprichl

c) den letzten beiden Ziffem des Jahres, in dem das übereinstimmungszeugnis beantragtbzw. die Herstellererklärung abgegeben worden ist;

d) der vom OIB vergebene Nummer im Kalenderjahr der Beantragung des übereinstim_mungszeugntsses bzw. der Abgabe der Herstellererklärung.

Die Kuzbezeichnung ist in einhei icher Form nach Maßgabe des nachstehenden Beispielsdarzustellen:
=-1.3.1-00-0001

?i: frtTgr des übereinstimmungszeugnisses bzw. der übereinstimmungsertdärung hatmit dieser Kurzbezeichnung identisch zu sein.

2 Die Bezeichnung der Stelle, die das übereinstimmungszeugnis ausgeslelft hat, bzw. desHerstellers, der die Herstellererklärung abgegeben hat. OiUei iät anzutrtiren

a) bei Zulassungs- und Zertifizjerungsstellen der Vertragsparteien der Verernoarung ge_
mäß A.t. 15a B-VG über die Regelung der VerwenO6arkeit von Bauprodukten, LGBI.für Wien Nr. 32l1999: Deren Bezeichnung oder ein eindeutiges Bildz;ichen, von dem
ein Muster beim OIB zu hinterlegen ist;

b) bei vom OIB ermächtigten Stellen: Deren Bezeichnung oder ein eindeutiges Bildzei-
chen, von dem ein Muster beim OIB zu hinterlegen ist;

c) bei einer Herstellererkrärung: Die Bezeichnung des Herstellers ode. seines bevoll-
mächtigten Vertreters, der die Herstellererklärung abgegeben hat, sowie bei Bedarf
zusätzjich ein eindeutiges Bildzeichen, von dem ein Muster beim OIB zu hinterlegen
ist.
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l l .  Gestaltung des Bildzeichens , 'üA" sowie der zusäClichen Angaben:

1. Für dje Gestaltung der Großbuchstaben "üA, ist der im Folgenden dargesteltte Rasteranzuwenden. Das Verhältnis der Abmessungen des Bildzeichens hal dem nachstehendenMuster (Abbildung 1) zu entsprechen, wobei die mit R gekennzeicnneten Barken auch inroter Farbe ausgeführt werden können. Das Bitdzeichen äarf groOenmäßit vanlert werden,wobei bei Verkteinerungen oder Vergrößerungen die sich aus-dem abqeüiOeten Raster er_geoenoen proporttonen eingehalten werden müssen
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Abbitdung'l
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I t l

2 Die zusätzlichen Angaben nach punkt I sind unmitterbar unterharb des Birdzeichens in derim Punkt I angegebenen Reihenforge anzuDnngen und voneinander deutich sichtbar zurrennen, sodass das Einbauzejchen nachstehender Abbildung (Abbildung 2) entspricht, wo_bej dje Breite der Bereiche für dje zusätztichen Angaben jener Oes BitOzeicnäns enrsprecnen
muss.

Abbildung 2



r0

lll. Anbringung des Elnbauzeichens ÜA:

Das Einbauzeichen UA ist nach Möglichkeit am Produkt selbst anzubringen. Oie weiteren im
S 199 Abs. '1 angeführten Anbringungsmöglichkeiten sind nicht wahlweise, sondern nach
ihrer Reihung, je nach Möglichkeit der Anbringung, auszuwählen. Das Einbauzeichen üA ist
an der hierfür vorgesehenen Stelle deutlich sichtbar, lesbar und unauslöschbar anzubringen.

lV. Zeitpunkt des Anbringens des Einbauzeichens ÜA:

Das Einbauzeichen ÜA ist vom Hersteller nach Maßgabe des S 19g Abs. 1 vor dem In-
Verkehr-B.ingen des Bauproduktes anzubringen.

V, Sonstige Bestimmungen:

Werden außer den nach Punkt lvorgesehenen Angaben weitere Angaben gemacht, sind
diese so darzustellen, dass sie nicht mit den zum Einbauzeichen üA gehörenden Angaben
in Zusammenhang gebracht Abbildung 2 werden können. Angaben über Prüf- und überwa-
chungsstellen sind unzulässig."

Anikel ll

Inkrafüreten

(l ) Art. I Z 10 kitt mit 1. Jänner 2002 in Kraft.

(2) lm Ubrlgen tritt dieses Gesetz mit dem seiner Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

Artikel l l l

Notifizierung

Den technischen Vorschriften dieses Gesetzes liegt die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG
über die Regelung der Verwendbarkeit von Bauprodukten (kundgemacht im LGBI. für Wien
Nr. 32l'1999) zu Gl-unde, die nach der Richtl inie des Rales 83/189/EWG, nunmehr Richtl inie
des Rates und des Europäischen Parlamentes 98/34/EG über ein Informationsverfahren auf
dem Gebiete der Normen und technischer Vorschriften in der Fassung der Richtlinie
98/48/EG, einem Notiflkationsverfahren (1997/770lA) unterzogen wurde.

Der Landesamtsdirektor:Der LandeshauDtmann:
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V O R B L A T T
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Stand:14 .5 .2001

Alternativen:

Kosten:

Dre,naci Art j 5 B-VG im Allgemeinen für die Regelung von Bauprodur<tenzuständigen Länder haben für die übergangszeiiUi. .-r, forplltt"n vor_tiegen europäisch harmonisierter Norme-n für a e Arten """ e"üpiää;k,*,die in forrschreitender Ausfü ung der Bauprodukterichti"t" Aöü öääwcerstellt werden, ein Bedürfnis der Bauproduktherstell", n""t "in"i-ÄIxor_dierung der technischen Spezifi kationen wicntiger Bauffi ufi" i,;r';;r""Verwendung in österreich erkannt. Dazu *uü, uon 
'O.n -lanO"r'Lr"

Vereinbarung gemäß Art. 15a B_VG über die negetung der'V;län"r*"nvon Bauprodu-kten nach entsprechender Notifiziärunf, an oi" e"rop!i."t"Kommission (97/770lA) abgeschlossen.

Das rn Umsetzung der Bauprodukterichflinie B9/106/EWG und der Verern-Darung oer Länder gemäß Art. .lsa B_VG über die Zusammenarbeit imBauwesen erlassene Wiener Bauprodukten_ und Akkreditierunqsqesetz(WBAG), auf Grund dessen schon tSSO Oem von aen länd-;i;;;J;;".gegründeten Ostereichjschen tnstitut für Bautechnik tOfAl vo]Lfnungs_
aufgaben übertragen wurden, ist durch Nouefti"rung "ui Oi"i" -"a-t t-i"f,"nBedürfnisse hin auszugestalten.

Mit dem vorliegenden Novellierungsentwurf zum WBAG wird die von denLändern abgeschtossene Vereinbarung gemäß Art. i 5a B_VG über Jje Re-gelung der Veruendbarkeit von Baupiodukten, oi" uorn wi"n.i r-äioi.gam 28.4.'1999 genehmigt wurde, erfüllt. lm Einklang mit atfen Äunaestan_deJn werden maßgebtiche Aufgaben dem östeneictiweit täid;"öi;;;;r-
teilt

Keine

lm Wesentlichen werden die Vollzlehungskosten dadurch, dass das vonden neun Bundesländern gemeinsam geführte OIB wesenfliche Vollzre_
hungsaufgaben übertragen erhält, ratio;ellerweise so niedriq riu .Oqlictlgehalten, wobei das otB seinerseits Vedahrenskosten arf Oie fnier..iän_
ten überwälzen kann. Da den Herstellern von Bauproduktserien verb;s-
serte Absatzmögljchkeiten eröffnet werden, aber auch die Verwendbarketr
von Bauprodukten für die Verbraucher klarer wird, sind die AuswirkLrnoen
auf den Wirtschaftsstandort österreich und die Beschaftigung ats poJitiv
einzuschätzen.

Rechtsvorschriften der Europäischen Union:

Der gegenständliche Regelungsbereich unterliegt in materieller Hinsicht fur
die einleitend beschriebene übergangszejt keinen speziellen Vorschriften
der Europäischen Union. Die im Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft festgelegten Grundsätze werden eingehälten. Da i; fo;;t_
ler Hinsicht die Verbindungsstelle der Bundeslände; bereits den Vereinba-

Verhältnis zu
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rungsentwurf, der diesem Vorhaben zugrunde liegt, als Entwurf einer tech-
nischen Vorschrift der Europäischen Kommission nach der damaligen
Richtlinie 83/189/EWG notiflziert hatte, ohne dass Einwände offen blieben,
ist in den derselben Vereinbarung folgenden Wiener Gesetzentwurf nach
der nunmehr konsolidierten Richtlinie 98/34/EG der Hinweis auf das zu-
grundeliegende Notifizierungsverfahren aufuunehmen. Unter einem können
die Strafrahmen für celdstrafen ab 1.'l.2002 der Eurowährung angepasst
werden.

Auswirkung auf den Wirtschaftsstandort Wien und die Beschäftigung;

Die interimistische Regelung für typisierte Bauprodukte gewährleistet iür
diese - ohne dass schon gemeinsame europäische technische Spezitlkati-
onen vorliegen - eine bessere Markttransparenz, die sich sowohl für Bau-
stoffhersteller, als auch deren Abnehmer, wie Bauherm sowie deren Planer
und Bauführer, positiv auswirken wird und damit eine schrittweise Einge-
wöhnung an einen offenen europäischen Binnenmarkt fördert. Diese Er-
leichterungen können durch Effizienzsteigerungen in Produktion und Han-
del der Beflügelung der Bauwirtschaft dienen und damit auch zur ver-
mehrten Schaffung von Arbeitsplätzen beitragen.
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E R LA UT E R N D E B E M E R K U N G E N
z u r  W B A G - N o v e l l e  2 0 0 1

A. Allgemeines

Das mit der europäischen Bauproduktericfi inie (BpR) 89/106/A /c angestrebte Ziel eines
freien Warenverkehrs für Bauprodukte wurde und wird weiterhin - obschon eine Umsetzung
in Osterreich nach Akkordierung durch die von den nach der Kompetenzverteilung des Bun_
des-Verfassungsgesetzes (B-VG) für das Bauwesen zuständigen Ländem abgeschlossene
Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die Zusammenarbeit im Bauwesen (u.a. kundoe_
macht in Wien im LGBI. für Wien Nr 24l.1993) durch landesgesetzliche Regelungen erfo-tgt
ist - auf europäischer Ebene erst nach und nach mjt der Ausarbeitunq und dem Wjrksam_
werden europäischer technischer Spezifikationen, wie europätscher harmonisierter Normen
(EN) oder europäischer technischer Zulassungen (ETZ) erreicht.

Für den Zeitraum, den eine fortschreitende Harmonisierung der technischen Standards be_
nötigt, sind weiterhin einzelstaatliche Regelungen angebracht. Um für die Zwischenzeit für
das gesamte österreichische Wirtschaftsgebiet eine Vereinhei ichung der Anforderungen an
die Verwendbarkeit von Bauprodukten herbeizulühren und zusätzlich als äußeres Kennzei_
chen ein eigenes österreichisches Einbauzeichen für Bauprodukte zu schaffen, war ein Zu_
sammenwrrken der Bundesländer erforderlich. Den wirtschafflichen Bedürfnissen der öster_
reichischen Baustoflhersteller folgend haben deshalb die Länder eine weitere Vereinbaruno
gemäß Art. 15a B-VG über die Regelung der Verwendbarkeit von Bauprodukten vorbereitei
und nach Anhörung der Wirtschaftskammer österreich den Verejnbarunqstext als "Entwurf
elner technischen Vorschrifl" nach der Rich tnre g3/igg/EWG (diese wurde inzwjschen
durch die neukodifizierte Fassung 98/34/EG ersetzt) einem europäischen Notifizierungsver_
fahren zugeführt und erhielt von der Europäischen Kommjssion die Notiflkationsnummer
97/770lA. Diese Vereinbarung wurde schließlich mit einem e.gänzenden Annang von oen
Landeshauptmännern unterfertigt und nach Genehmigung durch die Landtage wirksam (u.a.
kundgemacht in Wien im LGBI. fürWien Nr. 32,1|999).

Der vorliegende Novellierungsentwurf folgt inhalflich djesem noUfizierten Entwurf technischer
Vorschriften und fügt die vorgesehenen Regelungen in das Wiener Bauprodukten- und Noti_
fizierungsgesetz (WBAG, LGBI. für Wien Nr. 30/1996) ein. Diese Regelungen beschränken
sich aber für die jeweil igen Bauprodukte auf die übergangszeit bis zum Wirksamwerden ejn-
schlägiger europäischer technischer Spezifikationen und lassen Sonderverfahren nach Art.
16 und 17 BPR (S 18 WBAG) unberührt. Dje Konformität mit dem EU-Recht ist daher oeoe_
Den-

lm Art. lll des Entwurfes wird entsprechend Art. 12 der nunmehrigen Rich anie 9B/34/EG auf
die vorangegangene Notifizierung 97t770/A Bezug genommen.

lm Art. ll des Entwurfes wird das Inkrafttreten der Anpassung der Verwaltungsstrafrahmen
an die Euro-Währung mit deren Wirksamwerden am 1.1.2002 festgesetzt.
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Der vorliegende Entlvurf bringt für die Vollziehung des Landes keine nennenswerten Kosten
mit sich, werden doch die wesentlichen Aufgaben im Einvernehmen mit den anderen Län-
dern dem auf Grund der oben genannten Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die Zu-
sammenarbeit im Bauwesen von den Ländern gegründeten österreichischen Institut für
Bautechnik (OlB) mit der Maßgabe übertragen, die Verfahrenskosten auf dje jeweiligen An-
tragsteller zu überwälzen.

Selbstverständlich sieht das vorliegende Landesgesetz keine Bundesvollziehung vor, wes-
halb eine finanzielle Belastung des Bundes ausgeschlossen ist.

B. Zu den einzelnen Bestimmungen des ArL I des Entwurfes:

Zu Z I (Kuzlitel des Gesetzes):

Die Richtlinie 89/106/EWG weist keinen offiziellen Kuztitel auf. In der Vereinbarung der
Länder gemäß Art. 15a B-VG über die Zusammenaöeit im Bauwesen wurde sie 1992 vor-
erst mit der Kuazbezeichnung "Bauproduktenrichtlinie" angesprochen; diese Schreibweise ist
in das WBAG übernommen worden. Inzwischen wurde diese Richtlinie in offlziellen Doku-
menten der Europäischen Union, u.a. im Beschluss der Kommission vom 17. Januar 1994,
94/23iEG, über die gemeinsamen Verfahrensregeln für die europäischen technischen Zulas-
sungen (und zwar im dortigen Anhang unter Punkt 3.0), mit de. Kurzbezeichnung
"Bauprodukterichtlinie' (also ohne eingeschobenem "-n-") angeführt. Die vodiegende Novelle
bietet die Gelegenheit, die Schreibweise dieses Wortes und der davon abgelejteten Be-
zeichnungen der im Rahmen der Europäischen Union inzwischen üblichen Orthographie
anzugleichen. Die Abküzung für das nunmehr als'Wiener Bauprodukte- und Akkreditie-
rungsgesetz" bezeichnete Gesetz bleibt mit "WBAG" unverändert.

Z\t Z2 (S 1Abs. 3) und Z 4 (V. Abschnitt):

Die Bestimmungen des neugefassten V. Abschnittes (SS 19-199) sind für den österreichi-
schen Ma.kt nur als interimistische Regelung gedacht, um den Zeitraum bis zum vollen
Wirksamwerden europäischer Spezifikationen, die auf Grund der Bauprodukterichtlinie
89/106/EWG (in den E.läuterungen weiterhin mit der Abkürzung BPR wiedergegeben) suk-
zessive für den europäischen Binnenmarkt efarbeitet werden, zu überbrücken.

Ausdrücklich wird schon im einleitenden Zielparagraphen festgehalten. dass die für Baupro-
dukte, die weiterhin nach nationalen Spezifikalionen hergestellt werden, bereits vorgesehene
Prozedur nach den Art. 16 und 17 BPR - diese wurden bereits mit S 

'18 WBAG umgesetzt -
unangetastet aufrecht bleibt.

zuz3 (S2Abs .21 ) :

In die Reihe der Begriffsbestimmungen wurde auch das Wort "Regelwerke" - wie in Art- 2
Abs. 1 der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die Regelung der Verwendbarkeit von
Bauprodukten vorgesehen - aufgenommen.



Zu Z 4 (Überschrift zum V. Abschnitt - S 19):

Die in der vereinbarung gemäß Art. 1sa B-vG über die zusammenaöeir im Bauwesen ent-
wickelte östeneichische technische Zutassung (öTZ) bleibt durch S 19 WBAG insofern aner-
kannt, als eine in anderen Bundesländern erwirkte öTZ auch in iVien weiterhrn als techni-
sches Dokument herangezogen werden kann. lm übrigen entfallen künftig entsprechend Art.'15 der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über dje Regetung der Verwe-ndbarkeit von Bau_produkten nach Aufnahme eines Bauproduktes in die Baustoffliste öA (siehe unten bej S19a) diesbezügliche Anträge für eine öTZ in allen Bundesländern.

zuz5 (SS19a -199 ) :

Den Kern des V. Abschnittes bilden - neben der vorstehend erwähnten, beibehattenen Be_stimmung des S 19 über die öTZ - die ausführlichen Regelungen im Sinne Jer vereinbarung
S9Jn:ß T 1.5a B-VG über dje Regetung der Verwenabä*eit-von Bauprodukten gemeinsam
m,t den Bestimmungen über die dazu gehörigen Regelwerke und die ianach erlbrderljchen
Nachweise.

Dazu ist des Überblickes halber auszuführen, dass die neuen SS des WBAG den nachste_
hend genannten Artikeln der zur Notifikatjonsnummet g7n7OA nolifizierten Vereinbarung
gemäß Art. '15a B-VG über die Regelung der Verwendbarkeit von Bauprodukten entspre-
chen:

I
I
i

S 19a - Art. 4 - Baustoffliste öA

S'l9b - Art. 5 - übereinstimmungsnachwets

S 
'l9c - Art. 6 - übe.einstimmungserktärung des Herstellers

S 19d - Art. 7 - übereinstimmungszeugnrs

S 19e - Art.8 - Ermächtigte Ste en

S 19f - Art. I - Verfahren zurAusstellung des übereinstimmungszeugnisses

S 199 - Art. 10 - Einbauzeichen

lm Einzelnen ist anzuführen:

lm S lga wird die Erstetlung einer "Baustoflliste öA" vorgesehen. Diese soll vom österei-
chischen Institut..für Bautechnik (OlB) über Auttrag der Länder nach Anhörung der Wirt_
schaftskammer östereich erstellt und mit Genehmigung der Länder (von Wiener Sejte mit
Zustimmung der Landesregierung) vom OIB verordnet und kundgemacht werden. Die
Kundmachung soll im Hinblick auf die publikationsmöglichkeit in ej;em österreichweit er_
scheinenden Mitteilungsblatt des OIB diesem djrekt überantwortet werden. Ein zusätzlicher
Hinweis über die gesetzmäßig erfolgte Kundmachung ist informationshalber in Wien im
Amtsblatt der Stadt Wien zu verlautbaren.



.

In die Baustoffliste öA dürfen wegen des interimistischen Charakters dieser elnzetstaafl!
chen Regelung nur solche Arten von Bauprodukte aufgenommen werden, für die noch keine
gemeinschaftsrechtlichen technischen Spezifikationen, d.h. harmonisierte europäische Nor_
men (EN) ode. europäischen technischen zurassungen (ETz), wirksam sind. Nur innerharb
dieses Freiraumes können die technischen Anforderungen einschließlich Oer üOereinstim_
mungsnachweise auf einzelstaa icher Ebene festgelegt werden.

lm S 19b werden zwei Arten von übereinstimmungsnachweisen vorgesehen, und zwar djenach l\raßgabe der Baustomiste öA zulässige übereinstimmungserkiärung durch den Her_
steller selbst, die im S 

.lgc näher ausgeführt wird, oder ein aui einer FremdübeMachung
hervorgehendes übereinstimmungszeugnis, dessen in der Baustoffliste öA zu berucksichti_gende Erfordernisse im S 

.l9d näher beschrieben sind.

lm S-'l9e wird die Ausstellung von übereinstimmungszeugnissen den Zulassungsste en und
Zertifizierungsstellen der Bundesländer sowie eigins "Ermachtigten Stellen,, vorbehalten.
Die Ermächtigung interessierter privater ste|en wird von den Länd-ern - wie in der vereinba-
rung gemäß Art. 15a B-VG über die Regelung der Verwendbarkeit von Bauprodukten vorge-
:eh:n : dem OIB übertragen. Die Anforderungen an,,Ermächtigte Stellen,,stnd ähntach wte
für Zertifizierungsstellen ausgestaltet. lhre überwachung kommt-dem OIB zu.

lm S 19f wird den "Ermächtigten Stellen" das Verfahren zur Ausstellung von übereinstim_
mungszeugnissen vorgegeben.

DerS 19g sieht als sichtbares Er-gebnis für Bauprodukte, die einen nach den Anforderungen
der Baustofliiste OA erbrachten übereinstimmungsnachweis erhalten haben, die Kennzeich-
nung mit dem "Einbauzeichen üA" vor. Die näheren Bestimmungen über die grarische Ges_
taltung des üA-Zeichens und weitere Detailangaben finden sici im Anhang des cesetzes
(siehe unter Z 9).

zu Z 6 (S 20 Abs. 1):

Die im S 20 WBAG geregelte gegenseitige Anerkennung der Bundesländer in Bezug auf
Zertiflzierungsnachweise zu europäischen Spezifikationen;ach der BpR wird entsprechend
dem Art. 3 der Vereinbarung gemäß Art. t5a B-VG über die Regelung der Verwendbarkeit
von Baupfodukten auf übereinstimmungszeugnisse nach österreichischen Reoelwerken
etwei len

Zu 27 (S  21a) .

Hier werden die Voraussetzungen für die VeMendbarkeit von Bauprodukten, die in die Ver_
ordnung einer "Baustoffliste öA" aufgenommen wurden, übersichüich aufgelistet. Dazu ist _
wie schon einleltend ausgeführt - zu betonen, dass für Hersteller auslä;discher Bauoro-
dukte daneben weiterhin das Sonderverfahren nach Art. 16 und 1Z BpR, das in S i8 WtiAG
umgesetzt wurde, offen steht.

In erster Linie sind - soweit schon europäische Spezifikationen vorliegen und in Zukunft noch
zunehmend vorliegen werden - Bauprodukte, die mit einer CE-Kennzeichnung auf den Markt
kommen, anzuerkennen. Für diese wird im Hinblick auf die nach der BpR möglache national
unterschiedliche Festregung von Krassen und Leistungsstufen eine österreichweit einheifli-
che Ausgestaltung mit Hjlfe der "Baustofflisle OE,'auf Grund der Verejnbarung gemäß Art.



15a B-VG über die Regelung der Verwendbarkeit von Bauprodukten vorgesehen. Die Er_
stellung der Baustoffliste öE mit solchen ergänzenden Klassifizierungen wtrd von den Bun_
desländern - wie vereinbart - dem OIB übertragen, das hiezu die Wirt:chaltskammer oster_
reich anzuhören hat, bevor mit Zustimmung der Länder (von Wiener Seite mit Zustimmung
der Landesregierung) eine Veröffenflichung erfolgen darf. Die gesetzmäßige Kundmachung
einer solchen Verordnung im Mitteilungsblatt des OIB (vgl. hiez; die Ausfüirrungen zu g t9ä
betreffend die Kundmachung der Verordnung einer "B;ustoffliste öA,,) so 

 

von e,ner Be_
kanntmachung im Amtsblatt der Stadt Wien begleitel werden.

Zu Z 8 und 9 (SS 22 Abs. 1 und 23 Abs. .t Z 4):

Wie gegen eine unbefugte CE-Kennzeichrung einzuschreiten ist, wird auch gegen eine un-
befugte Verwendung des Einbauzeichens üA vorzuqehen sein.

Zu Z 10 (S 23 Abs. 2):

Für die im Gesetz vorgesehenen Verwaltungsstrafen wurde der Strafrahmen basher nur in
Schil l ing angegeben. f,4it dem vollen Wirksamwerden der gemeinsamen Europäischen Wäh-
rung ab 1.1.2002 werden die bisherigen celdbeträge mit geringfügiger Ab.undung in EURO
ausgewiesen (vgl. Art.  ).

Zu Z 11 (Anhang zu S 199):

lm Anhang werden die Erkennungsmerkmale des Einbauzeichens ,,üA", das dae Uberein-
stimmung eines Bauproduktes mit einem einschlägigen österreichischen Regelwerk der
Bau-stoffliste OA bestätagen soll, festgelegt. Die Bildvorlagen sind in ihren proportionen ver_
bindlich, die Größe ist nach Maßgabe der Anbringungsmögtichkeiten und der crenzen der
Lesbarkeil variabel. Die dem Bildsymbol beizufügende Kuzangabe des zugrundeliegenden
Ubereinstimmungsnachweises dient der Nachvollziehbarkeit Ois hin zur beteil igten"Ermächtigten Steile" und ermögticht eine überprüfung der Korrektheit.

Zu Art. ll (lnkrafttreten):

Die Anpassung der Verwaltungsstrafrahmen im S 23 Abs. 2 ist auf den Begjnn des Euro_
Zahfungsverkehrs mil 1.'l.2OO2 abgestellt. Die übrigen Regelungen werden schon am Tag
nach der Kundmachung in Kraft treten.

Zu Arl. l l l  (Notif izierung):

Der gegenständliche Entwurf von technischen Vorschriften wurde vor der Annahme einem
Informationsverfahren nach der Rjchtlinie 83/189/EWG nunmehr 9B/34IEG in der Fassung
98/48/EG unteMorfen, weshalb - wie einleitend ausgeführt - auch im Entwurfstext eine dies_
bezügliche Deklaration unter Nennung der Notifikataonsnummer 97t77OlA vorgesehen ist.
Nach der Kundmachung des Gesetzes wird dieses der Europäische Kommissjon noch end_,
gültig notifiziert werden.
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geltender Gesebestext:

Geset alber Bauprodukte und ctie Aklreditiorung
von Prüf-, Uberwachungs- und Zerfl fizierirngsstet.
len tür Bauprodukte In Wion (Wioner Bauproduktsn.
und Akkredit ierunqsgesotz -  WAAG)

I. AASCHNITT
Anw€ndungsb6retch

cettungsbereich
5 1. (t) Dä3 Inve*ehörjngen und die Verwenoung
von Bauprcdukten gemäß der Bauproduktendchiin;e
(Richtlinie des Rates vom 2.t. Dezember .t988,
89/106/EWG, zur Angleichung der Rechts_ und VeF
waltungsvorschift en der Mitgtiedstaaten über Bäupro_
dukte. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschafi en
Nr. L 40 vom | 1.  Februar 1989. S. 12. In oer Fassung
der Richllinie 93/68/EWG, Amtsbtatt der Eurcparscnen
Gemeinschaften Nr_ L 220 vom 30. August 1993, S. 1)
unteniegt in Wien den Bestjmmungen dieses Gese!
zes. Ausgenommen bteaben Angetegenheiten, die in
der GeseEgebung ausschtießtich Bundessache srno.
we insbesondere Angetegenheiten des Verkehrswe-
sens bezüglich der Eisenbahnen und der Luftfahrt
sowie der Schifffahrt, des Bundesstraßenbaues, des
Bergwesens, des Wasseöaues, des HochwasseF
schutzbaues oder der Witdbachveöauung, des Was_

(2) Unberuhd bleibt 5 97 der Bauordnung für Wien,
LGAI. frrr Wien Nr. 1'll1930 in dergetrenden Fassuns.

Begrilfsb€stimmungen
S 2. (1) Die Akkreditierung ist die tormelte Anerken-
n'rng. daß Frre Inst,rution {Prüt-. überwachungs- ooer
Zerlr.?,erunosstelre) für die Ausribung b€srimmter
Tätigkeiten {Prufungen, überwachungen oderZertifi-
z€rungen) belugt ist.

{20) Die arauchbarkeil liegtfür ein produkt dann vor,
wenn es dre wesentlichen Anforderungen erfü l und
die CE-Kennzeichnung trägt oder eine österreichische
lechnische Zulassung erteiI wurde_

II .  ABSCHNITT
Akkrsditierung von Prüt-, Üb€rwachungs- und

Zertifizj€run gsstollen
IJI ,  ABSCHNITT

Europäische tach njsche Zutassung
IV. ABSCHNITT

Konformitätsnachw€iso

Entwu rfstext _

Gesetz, mlt dem das Wtener Bauproduktcn- und
Akkroclitierungsgosetz geändoft wird (WBAG.
Novelle 2001) ICELEX-Nr. 39810034 und 39gL0O4g]

Arrik€t I
Das GeseE über Bauprcdukte und die Akkreditierung
von Pnjf-, übe|wachungs- und Zertjfizierungsstelen
für Bauprodukre in W€n (Wiener Bauprodukien_ und
Atkrediti€rungsgeseE - WAAG), LGBI. fur Wren Nr.
30/1996, wird geändert wie fotgt:

1. Det Kutztitel des Gesetzes tautet:

"(Wiener Bauprodukte- und AkkrediüerungsgeseE
- WBAG)-

2. S 1 , hd Hgender Abs. 3 angefw

"(3) Auf Bauprodukte, für die kein€ euopäts.fE
technischen Spezifikationen vorjiegen, sind - unbe-
schadel des nach 5 18 zulässigen SondeNerfahrens _
die Eestimmungen des V. Abschnittes anzuwenden."

3. 5 2 wird folgender Abs. 21 angefügt:

"(21) Regelwerke sind europäische lechnische Spe-
zifikalionen im Sinne der Richttinie des Rates vom 21.
Dezember 1988, 89/106/EWG, über die Angteichung
der Rechls- und Verwaltungsvorschriften de. Mitgtied-
staalen üb€r Eaup.odukte, Amtsbtat der EurcpäL
schen Gemeinschäften Nr. L 40 vom 11. Februar
1989, S. 12, in der Fassung der Richtiinie 93/68/EWG,
Amlsblatt der Europäischen cemeinschaften Nr. L 220
vom 30. Augusl 1993, S. 1( im Fotgenden kurz-BaLrprodukterlchtlinie' genannt) sowie nationate tech-
nische Eestimmungen der Vertragspadeien des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum,
wie z.A. bchnische Normen, technische RichUinien
oder VerwendungsgrundsäEe des österreichischen
Institutes für Baulechnik, wenn diese in den Bausloff-
laslen nacb S 19a Abs. 1 oder nach S 21 Abs. 3 an-
gefüh( sind."
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V. ABSCHNITT
Osterreichische t€chnischo ZutassunO6n

Osterrotchische iochnische Zutassuno
S 19. Die Regetung einer ost€nerchischen te;hnF

schen Zulassung erfotgt durch gesonde.les GeseE.

VI. ABSCHNITT
Anorkennung und Inverkshrbringon von Baupro_

dukten

cegsns€iti96 An€rkennung
5 20. {t) Zerlifizierungen und ostenerchische rechni_
sche Zulassungen, diese b€schränkt jeweits aut den
ersten Teil mll der Produktbeschreibung einschließtjch
der Leistungsmerkmate und der pnifu estimmunoen
die von Zertillzrerungssre en und Zutassunosstejten
der Verlragsparteien der VereinUarunq qemiaß en.
l5a B-VG über d€ Zusammenarteit ii-Aauwesen
ausgestelll sind, werden in Wien anerkannt
(2) Der Magistrat der Sladt Wien hatiähnich das ös_
terreichische Institut für Bautechnik von e.leitten Zerti_
tizierungen zu verständjgen, das hierüber ejne Veröt_
tentlichung vozunehmen hat.

Inverkehrbringen von Bauprcdukten
S 21. {1) &uprodukte dürfen iedenfa s in Ver*ehr
gebracht werden, wenn sie
1. eine. europäischen technischen Spezifikation ent.
sprechen und ein für dieses Proc,utr norwendrges
Kontormitatsnächweisverlahren erfotgt ist, ode-
2. eine.österreichische lechnische Zutassung besit-

3. das Produkt keinen wesentlichen Anforderunoen im
Sinne des 5 2 Abs. l8 enrsprechen muß und di;qe-
maß Art. 4 Abs. 5 der Bauproduktenrichdinje erforder-
liche Erklärung des Herstelters über die Konformität
mil den anerkannten Regeln derTechnik vortiegt.

geltender Gesetzestext: Entwu rfstext:

4. Der V. Abschnilt ehält ctie übeßchift:

.. 1,/. ABSCHNITT
Ostoreichi3che lechnischa Zulassung urd

östorretchisches Einbau:eichen"

5. l'ract S-tg Berden folgerde Sg t9€ bis tgg samt
lewetrger ube rschrift eingelüqt :

- slehe hhzu tm eesedentwutt

5 19a. Baustoffiaste öA
S 1 9b. übereinstimhungsnachweis
5 19c. L,bereinstimmungserktärung

des Herstellers
5 19d. übereinstimmungszeugnis
5 19e. Emächtigte Sre en
5 19f. Vedahren zur Ausstelung des

Uttereinstimmungszeugnisses
5199. Einbauzeichen üA

und 211 ctes Entwuies: Anlage zu S igg
mit Einbauzeichen

6. 5 m Abs. 1 wird tolgender Satz angetügt:

"Ebenso werden Übereinstimmungszeugnisse (S i9b
Abs. 1 lil b). diF nach den Rechrsvorschdflen einer
verrragspanei der Vereinbarung gemäß Ad. t5a B,VG
über die Reselung der Verwendbarkeir von Baupro,
dukten, LGBI. fur Wien Nr. 32/1999, ausgeste[ wuF
den, in Wien anerkännt."



geltender Gesetzestext:

(2) In landesrechtichen Vorscfirifren onthat(bne RF.gelungen über dre Vprwendung einzetngr gauprodukte
o|eroen LrnbeRihrt insoesondere auch S 97 der gau-
ordnung türWien LGB|. tur Wien Nr. 1tl.1930 in dergeltenden Fassung,

E ntwu rfstext:

7. Nach S 2t wird totgendet S 21a samt überschtift
engetugt:

"V€rwenctbarlsit von Bauprodukten

.S 
21a. (1) Bauprodukte, die in der Bausrofffiste öA (S

t ga) aigelührt sind. dürfen in Wen _ unbeschadel desnech S 18 zulässigen Sondervertuhrens - nur veMen_

a)-sie dem fr.ir sie gettenden unct in der Baustontrste
uA oekannt gernachten Regetwerk entsprechen oder
nur unwesenüich davon abweichen. oder
b) ein Gutachten dFs östefieichischen Inslitures tür
Bautechn;k gemäß S 19b Abs. 2 oder S tgd t i t .  b dle
verwendbarteit bestäüol
und sie das Einbauzgic;en üA gemäß S 19g rrcgen.
rz, t'auprodukte, di€ nicht in der Baustoffhste öAangetüh( slnd, dliden jn Wien - unbeschädet des

nach S 18 zutässigen Sonderverfahrens _ verwendet
werden, wenn dies im Einktang mrl S 97 der Bauord.
nung for Wien sleht.

^ 
(3 ) -Bälprodukte, für die europaische technrsche

spezflrftaronen vortiegen, dürfen in Wien veMenoet

a) sie einer harmonisierten europäischen Norm oder
etner an€rtannten nationalen Norm und den in der
Eaustofitiste ÖE (Abs. 4) kundgemachten Lejstungs_
anrorderungen und Verwendungsbeshmmungen der
venr^agspaderen-de. Vereinbarunq gemäß An. lsa
o-vu uoe. oe Regetung der v.rwendbaaejr von
Aauprodukten, LGat. für Wien Nr. 32lj99g, enlspre_
cnen oder nur unwesen ich davon abweichen, oder
b) einegültige europäjsche technische Zutassung für
ee. vortiegt und sie den fü. sie gettenden Lejstungs-
antorderungen oder Verwendungsbeslimmungen der
genannten vertragsparteien entsprechen
und sie das CE-Kennzeichen traoen_

(4) Das Öste.reichische Instjtut tür BauGchnik
wlrd auf Grund der Ve.einbarung gemäß Ad. r5a B_
VG Über die Regelung der Veftendbarkeit von Bau_
produkten, LG-Br fLjr Wien Nr. 32l1999. emächtigr. die
t iaLrsroffhsre öE nach Maßgabe oes Abs.5 durch
verordnung festzulegen. Das östereichjsche Institut
Iür Bältec,tnik tlat vor der Fes egunq der Veroronung
die Wirlschafrstammer ösrerreich änzuhoren und vor
der.Erlassung de. Bausbmisle öf die Ztjsrimmung
der Wjener Landesregierung ernzuhoten. Die Bäusior.
liste OE isl nach Vodiegen der Vofaussezungen der
Vereinbarung gemäß Art_ 15a B_VG über die Rege_
lung der Verwendbarkeit von Bauprcou^ren. LGB|. tür
Wien Nr. 32'1999. vom österrercnrschen tnsrr lut ,ur
öaurecnnrk In seinem Mtleitungsbtatt kundlumachen;
e;n Hrnweis auf diese Kundmachung ist ?usäEtrch rm
Amisblatl der Stadt Wen einzuschailen
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geltender Geselzestext: E ntwu rfstext;

(5) In der Eausloftliste öE sind für die ernzehen
Bauprodukle die von ihnen zu erfij enden eurooäi-
schen technischen Spezifikationen Oetannt zLr m+.
chen, wenn solche für die entsprechenden BauDrc-
dukte vorliegen. ln der Baustofftiste öE können, Dezo_
gen auf die ernze nen Eauprodukte. testgetegt werden.
a) verwendungszweck,
b) zu erfüllende Ktassen und Leistungsstuten, die in
der belreffenden europaischen lechnischen So6zifi.
kalion, in den C.undtagendokumenren, in ein; Zu_
lassungsleitlinie oder in anderen Vorschriften zur
UmseEung von Richttinien der Eurcpäischen ce_
meinschäfl enlhalten sind. dies altenfa s in Abhän,
gigkeit vom Verwendungszweck oder von geogmJl-
sche1, hh?rar'scnen und teoensqewohnh;: ..hen
Eedrngungen entsprechend den Besümmungen der
Verlragsparte,€n 

-de, Vereinbarung qem;n Än. tSa
D-vu uoer ore Heqetung der Verwendbarteil von
Eauprodukten. LGE|_ für Wien Nr.321999,
c) Leislungsanfodetungeh unö Vetuendungsb*
sümmungen der genannten verlragsperteien in zu-
sammenhang mit Vorschrjflen, die außerhatb des
Anwendungsbereiches der Bauproduklenrich inie
liegen."

Verbot des Inverkehörlnqens

5 _22. 
(1) wird ber Baup'odukren tesrgeste r. deß die

Lr.^enn7e(nnung unberechtigrerwetse angebracht
wurde, so rst dem Hersteller oder seinem in der Eulo_
päischen U']ron ansässigen Bevollmächtolen vom
Magiskal de, SradlWen nötigenta s mit Bescherd
vozuschreiben, dtese produkte künftig nicht in veF
kehrzu bringen oderaus dem Maftt zurtjckzuziehen,
solange die Nichtüberejnstimmung weiterbestenL

Strafbostjmmungen

S 23. (1) Eine VeMatrungsübertreiung begeht, sowert
die Tat nicht den Tatbcstand einer genchltich skatba-
ren Handlung bildet wer
1. als Verantwodlicher einer p.ü! oder übeMa
chungsstelle ernervon der Akkrediu e ru ng sste e oder
oeren ausgewtesenen beauftragten Sachverständigen
dre gemäß 5 5 Abs. 8 vedängte überprüfung njcht
ermöglicht;
2 a ( Veranrwodtrche, etner prüf- oder Uberwa-
chungsstelle die Pftichten gemäß SS 8 oder9 nicht
edül l t l
3. als verantwortlicher HersteIer eines Bauproduktes
oder dessen in einem Mitgtiedstaai der Europäischen
Uniol oder des Eu'oparsch€n Wrrlschaftsraumcs an-
sasslger Bevollmächligter nichl für eine dem S t7 Abs.
3 und 4 enlsprechende CE-Kennze chnung sorgr;
4. entgegen S 22 Abs_ 1 bis 3 Bauprodukte mil unbe-
rechtrgleryeise angebrachrer CE-Kennzeichnung,
ohne die geforderte CE.KernzpichnJnS. Kon'ormi-
tälserklärung des Herstetters oder Konf olmitätszertifi -
kal odertroz Mängelfeststettung in Verkehr bringt
oder nichl aus dem l\,larkt z!rückzieht_

8. Den 5 22 Abs. 1 wird fdgentter Satz angefügt:

'Gleiches gjlt tor Eauprodukte. tür dje das Einbauzei-
chen UA unberechtigterweise verwendet wird."

9.S23Abs.1Z4lautet:

'4. entgegen S 22 Abs. 1 bts 3 Bauprodukte mit unb€_
rechljgterweise angebrachter CE,Kennzecnnuno.
ohne die gefo oede CF.Xennzeicrrrung. Konformi-
lätserklärung des Heßtellers oder Konformitätszertjfi_
kal oder trctr Mängelfestslettung in Ve*ehr b.ingt
oder njchl aus dem Markt zurückzieht bzw. entgegen S
22 Abs. 1 Eauprodurte mir unberechngterweise vets
wendetem Einbauzeichen üA troE [,4angetfestste ung
in Verkehr bringtoder nicht aus dem Markt nimml.,



(2) Die VeMaltungsübertrotungen sind vom Mägistrat
a) in den Fällen des Abs. 1 Z 1 und 2 mit einer

Geldsr€fe bis 50 000 s,
b) in den Fällen des Abs. 1 Z 3 mit einer Geldslrals

bis 200 000 S und
c) in den Fällen desAbs. 1 Z 4 mil einer Geldslrafe

bis 300 000 S
zu beslrafen. Fürden Fallder lJneinb nglichkeitsind
Ersaefreiheitsstrafen zu e) bis zu einerWoche, zu b)
bis zu vierWochen und zu c)bis zu sechs Wochen ar

geltender Gesetzestext: Entwu rfstext:

10. g 23 Abs. 2 la'Jtet:

"(2) Die VeMallungsübertretungen sind vom Magistrat
a) in den Fällen des Abs. 1 Z 1 und 2 mit einer

Geldstrafe bis 3 500 Eurc,
b) in den Fällen des Abs. 1 Z 3 mit einer Geldstrafe

bis 14 000 Euro und
c) in den Fällen des Abs. 1 Z 4 mit einer Geldstrafe

bis 21 000 Euro
zu bestralen. Für den Fall der Uneinbdnglichkeit sind
Eßaefreiheitsstafen zu a) bis zu einer Woche, zu b)
bis zu vierWochen und zu c) bis zu sechs Wochen zu
veöängen. '

11. . siehe Anlage zu 5 199 im Gese'�entwu''

Art ik€l l l
Inkrafüroton

(1) An. I Z l0lritt mit 1. Janner 2002 in Kraft.

(2) lm Übrigen tritt dieses Gesetz mit dem seiner
Kundmachung folgenden Tag in Krafl.

A.t ik6l l l l
NotiRzi€rung

Don technischen Vorschriflen dieses GeseEes liegt
die Vereinbarung gemäß Art. 15a &VG über die Re-
getung der Verwendbarkeit von Eauprodukten (kund-
gemecht im LGBI. für Wen Nr. 3211999) zu Grunde,
die nach der Richtlinie des Rates 83/189/EWG. nun-
mehr Richtlinie des Rates und des Europäischen Par
lamentes 98/34/EG über ein Informationsverfahren auf
dem Gebiete der Normen und lechnischer Voßchdften
jn der Fässung der Richtlinie 98/48/EG, einem Notifi-
lationsvedahren (1 99//70/A) unlezosen wude.


